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2019 hat die EU im Rahmen des „Europäischen Grünen Deals“ ihre Klima-

ziele für die Jahre 2030 und 2050 festgelegt. Die Umsetzung erfolgt mit 

dem Gesetzespaket „Fit for 55“. Im Zuge dessen wird auch die europäische 

Gebäuderichtlinie novelliert. Auf Immobilieninvestoren kommen damit in 

den nächsten Jahren neue, strenge Anforderungen zu. Dies betrifft nicht 

nur Neubauten, sondern auch bestehende Gebäude. Immobilien, welche die 

künftigen Anforderungen nicht erfüllen, werden zu „Stranded Assets“. 

Vom Pariser 
Klimagipfel zum neuen 
Gebäudeenergiegesetz
Mit dem Pariser Klimaübereinkom-
men von 2015 haben sich die 195 
Vertragsstaaten verpflichtet, die 
menschengemachte globale Er-
wärmung auf deutlich unter 2°C 
gegenüber vorindustriellen Werten 
zu begrenzen, um die Wahrschein-
lichkeit extremer Wetterereignisse 
und des Erreichens von Kipppunk-
ten des Klimas zu verringern. Die 
EU hat das Übereinkommen im 
Jahr 2016 ratifiziert. 2019 stellte 
die EU-Kommission dann mit dem 
„Europäischen Grünen Deal“ ihre 
neue Klimastrategie vor. Damit 
wurde das bisherige EU-Klimaziel, 
die Treibhausgasemissionen in der 
EU bis zum Jahr 2030 im Vergleich 
zu 1990 um 40 % zu reduzieren, 
verschärft. Das neue Ziel für 2030 
lautet 55 %. Und ab dem Jahr 2050 
will die EU klimaneutral sein. Dann 
müssen also Treibhausgasemissio-
nen und deren Abbau durch natür-
liche oder künstliche Senken aus-
geglichen sein („Netto-Null“). Nach 
2050 strebt die EU sogar negative 
Emissionen an. Die neuen Klima-
ziele wurden 2021 im Europäischen 
Klimagesetz festgeschrieben und 
sind für alle Mitgliedstaaten bin-
dend. Zur Erreichung der Ziele hat 
die EU-Kommission gleichzeitig 

das umfangreiche Gesetzespaket 
„Fit for 55“ angekündigt. Immobilien 
sind dabei von zentraler Bedeutung, 
da in der EU 36 % der direkten und 
indirekten energiebedingten Treib-
hausgasemissionen auf Gebäude 
entfallen. Die Novellierung der 
EU-Richtlinie über die Gesamtener-
gieeffizienz von Gebäuden (EPBD) 
ist daher zentraler Bestandteil von 
„Fit for 55“. Im Februar 2023 wurde 
mit der Zustimmung des Ausschus-
ses Industrie, Forschung und Ener-
gie des EU-Parlaments zum Entwurf 
der neuen EPBD ein Meilenstein er-
reicht. Im nächsten Schritt wird das 
EU-Parlament diesen Entwurf im 
Frühjahr 2023 beraten. Nach Verab-
schiedung der EPBD muss diese in 
nationales Recht überführt werden, 
wobei die Mitgliedstaaten gewisse 
Spielräume in der konkreten Ausge-
staltung haben. Die Überführung in 
nationales Recht könnte bis 2025 
erfolgen. In Deutschland wird die 
neue EPBD durch eine Novelle des 
Gebäudeenergiegesetzes (GEG) aus 
dem Jahr 2020 umgesetzt. 

Harmonisierte 
Energieausweise

Die EPBD strebt eine Harmonisie-
rung der nationalen Energieaus-
weise an. Künftig wird es die Ener-
gieeffizienzklassen A bis G geben. 

Kurzvorstellung

Quadoro ist der Experte für 

Immobilien und Erneuerbare 

Energien der Doric Gruppe. Die 

Kernkompetenzen von Quadoro 

liegen in der Produktentwicklung, 

im Erwerb und Verkauf sowie im 

Management von Immobilien 

und Erneuerbare- Energien-

Anlagen.

Als leistungsstarke Kapitalver-

waltungsgesellschaft ist Quadoro 

zudem Manager verschiedener 

regulierter Fonds.  

USPs des Unternehmens 

Quadoro verfügt über eine um-

fangreiche Erlaubnis nach KAGB, 

die die Verwaltung einer Vielzahl 

von Fondsarten und Vermögens-

gegenständen ermöglicht.  

Quadoro bietet maßgeschnei-

derte Lösungen für Kapitalan-

lagen mit Sachwerten in den 

Bereichen Immobilien und 

Erneuerbare Energien und ist 

insbesondere führend in der 

Kapitalanlage in nachhaltiger 

Artikel-8- oder Artikel-9-Fonds 

gemäß der EU-Offenlegungsver-

ordnung.

Track Record 

Quadoro verfügt über einen 

umfangreichen Track Record 

im Management von Immo-

bilien, insbesondere im Ge-

werbe- und Gesundheitssektor 

sowie im Management von 

 Erneuerbare-Energien-Anlagen. 

Derzeit verwaltet Quadoro 

ein Portfolio von mehr als 50 

Immobilien im Wert von 1,8 Mil-

liarden EUR und 47 Erneuerbare-

Energien- Anlagen im Wert von 

0,2 Milliarden EUR in Europa.
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Dabei kann nach Nutzungsarten 
unterschieden werden. Grundlage 
für die Einteilung in die Klassen 
ist die Gesamtenergieeffizienz. 
Dabei entspricht die Klasse G den 
schlechtesten 15 % des nationa-
len Bestandes zum Zeitpunkt der 
Einführung der neuen Energieaus-
weise. Neu sind die Klassen A0 
für Nullemissionsgebäude und A+ 
für Gebäude, die zusätzlich einen 
positiven jährlichen Nettobeitrag 
zum Energienetz mit am Stand-
ort erzeugter Energie leisten. Die 
Energieausweise müssen künftig 
Mindestvorgaben für die Gesamt-
energieeffizienz sowie Angaben zu 
den Anforderungen an Niedrigst-
energiegebäude und Nullemissi-
onsgebäude enthalten. In Zukunft 
muss auch bei Verlängerung von 
Mietverträgen ein Energieausweis 
vorgelegt werden. 

Neue Spielregeln für 
Neubauten

Mit dem Entwurf der EPBD zeich-
nen sich die künftigen Spielregeln 
für Immobilien ab. Gemäß der 
aktuellen EPBD müssen Neubau-
ten seit 2018 „Niedrigstenergie-
gebäude“ sein, also eine hohe Ge-
samtenergieeffizienz (bezogen auf 
Primärenergie, insbesondere für 
Heizung, Kühlung, Lüftung, Warm-
wasser und Beleuchtung) aufwei-
sen. Ab 2028 müssen Neubauten 
laut neuer EPBD „Nullemissions-
gebäude“ sein. Ein Nullemissions-
gebäude ist sehr energieeffizient, 
emittiert am Standort kein CO

2
 

aus fossilen Brennstoffen und 
verursacht sehr geringe CO

2
-Emis-

sionen durch Strom und andere 
von außen bezogene Energie wie 
beispielsweise Fernwärme. Ab 
2030 müssen alle neuen Wohn-
gebäude mit Solarenergieanlagen 
ausgerüstet werden. Neubauten 
dürfen ab 2035 nicht mehr mit 
fossilen Heizungen ausgestattet 
werden. Neue Nichtwohngebäude 
mit mehr als fünf Parkplätzen 

müssen künftig mindestens einen 
Ladepunkt für Elektrofahrzeuge 
haben. Zudem müssen 50 % der 
Parkplätze für Ladepunkte vorver-
kabelt sein. Bei neuen Bürogebäu-
den muss die Hälfte der Parkplätze 
auch gleich mit Ladestationen aus-
gerüstet werden. Bei allen Nicht-
wohngebäuden müssen Fahrrad-
abstellplätze für mindestens 15 % 
der durchschnittlichen Nutzerka-
pazität geschaffen werden. 

Künftige Vorschriften für 
bestehende Gebäude

Die von der EU angestrebte Dekar-
bonisierung des Gebäudebestands 
erfordert in großem Maßstab ener-
getische Renovierungen: Nach 
Schätzung der EU sind fast 75 % 
des derzeitigen Gebäudebestands 
ineffizient. Etwa 90 % der heutigen 
Gebäude werden aber 2050 noch 
stehen. Die jährliche Quote der 
energetischen Sanierungen liegt in 
den EU-Mitgliedsstaaten zwischen 
0,4 % und 1,2 %. Beim derzeitigen 
Sanierungstempo würde die Dekar-
bonisierung des Gebäudebestands 
ein Jahrhundert dauern. Ziel der EU 
ist es daher, die jährliche Quote der 
energetischen Gebäudesanierun-
gen bis 2030 mindestens zu ver-
doppeln. Solange ein bestehendes 
Gebäude nicht renoviert oder um-
gebaut wurde, gab es bislang keine 
Vorschriften zur Verbesserung der 
Energieeffizienz. Die neuen Rege-
lungen sehen nun erstmals auch 
einen Zwang zur Energieeinsparung 
bei besonders ineffizienten Gebäu-
den vor. Bestehende Nichtwohnge-
bäude müssen ab 2027 mindes-
tens die Energieeffizienzklasse E 
aufweisen. Gebäude mit den Klas-
sen F und G müssen folglich ent-
sprechend saniert werden. Ab 2030 
wird die Mindestanforderung für 
Nichtwohngebäude auf Energieef-
fizienzklasse D verschärft. Beste-
hende Wohngebäude müssen die 
entsprechenden Energieeffizienz-
klassen jeweils drei Jahre später 

erreichen. Für denkmalgeschützte 
Gebäude, kulturhistorisch bedeut-
same Gebäude und Kirchen gibt es 
Ausnahmeregelungen. Ab 2035 dür-
fen in bestehende Gebäude keine 
neuen fossilen Heizungen einge-
baut werden. Ein Zwang zum Ersatz 
bestehender fossiler Heizungen ist 
nicht vorgesehen. Alle Nichtwohn-
gebäude mit mehr als 20 Stellplät-
zen müssen ab 2027 mindestens 
einen Ladepunkt für Elektroautos 
pro 10 Stellplätze haben. 

Maßnahmen gegen 
Energiearmut

Die neuen Regeln führen zu höhe-
ren Kosten bei Neubauten und er-
fordern auch zusätzliche Investitio-
nen bei bestehenden Gebäuden. 
Die EU-Kommission schätzt die zu-
sätzlichen Kosten allein bei Wohn-
gebäuden auf 120 Milliarden EUR 
pro Jahr. Schätzungsweise 34 Milli-
onen Menschen sind in der EU von 
Energiearmut betroffen. Durch den 
starken Anstieg der Energiekosten 
im vergangenen Jahr dürften es 
noch deutlich mehr werden. Haus-
halte, die von Energiearmut betrof-
fen sind oder die den hohen Ener-
giekosten besonders ausgesetzt 
sind und nicht über die Mittel verfü-
gen, um das von ihnen bewohnte 
Gebäude zu renovieren, werden in 
der EPBD als besonders schutzbe-
dürftig bezeichnet und sollen finan-
zielle Unterstützung erhalten. 
Hierzu plant die EU die Einrichtung 
eines Klima-Sozialfonds. Dieser 
soll durch eine CO

2
-Abgabe auf fos-

sile Treibstoffe für den Straßenver-
kehr und fossile Brennstoffe für 
Heizzwecke gespeist werden. Aus 
dem Fonds sollen Investitionen in 
Energieeffizienz finanziert werden. 
Ferner soll der Fonds einkommens-
schwache Haushalte sowie finanzi-
ell schwächere Kleinst unternehmen 
unterstützen. Die EPBD sieht ferner 
vor, dass bei Sozialwohnungen der 
Anstieg der Miete aufgrund von 
energetischen Sanierungen nicht 
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höher sein darf als die Einsparun-
gen bei den Energiekosten. Auch die 
Überarbeitung der EU-Energiebe-
steuerungsrichtlinie ist Teil des „Fit 
for 55“-Pakets. Mit der neuen Richtli-
nie sollen die EU-Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit bekommen, einkom-
mensschwache Haushalte gezielt 
von der Steuer auf die Wärme- und 
Stromversorgung zu befreien.

Vermeidung von „Stranded 
Assets“

Je näher die Stichtage für die Ener-
gieeffizienz rücken, desto mehr 
werden ineffiziente Immobilien an 
Wert verlieren. Immobilien, die den 
künftigen Energie- und CO

2
-Stan-

dards nicht entsprechen, werden 
zu „Stranded Assets“. Nachdem 
nun weitgehend Klarheit über die 
künftigen Vorschriften besteht, 
sollten Immobilienbesitzer mög-
lichst bald Energie- und Klimastra-
tegien entwickeln. Hierzu gehört 
im ersten Schritt die Ermittlung 
von betriebsbedingtem Energiever-
brauch und CO

2
-Emissionen, um 

eventuellen Handlungsbedarf fest-
zustellen. Auf dieser Basis können 
bei Bedarf Sanierungen oder der 
Umstieg auf andere Energiequellen 
geplant werden. Gemäß der Ver-
ordnung zur EU-Klimataxonomie 
gelten Gebäuderenovierungen als 
nachhaltige Tätigkeit, wenn sie zu 
Energieeinsparungen von mindes-
tens 30 % führen bzw. bei größeren 
Renovierungen von Altbauten die 
Mindestanforderungen an die Ge-
samtenergieeffizienz erfüllen. Auch 
Einzelmaßnahmen wie der Einbau 
von Geräten zur Gebäudesteue-
rung können nachhaltige Tätigkei-
ten sein, sofern sie die festgelegten 
Kriterien erfüllen. 

Michael Denk 
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GmbH, der Kapitalverwaltungsgesellschaft der Doric Gruppe. 

Er verfügt über mehr als 30 Jahre Berufserfahrung in der 

Immobilieninvestmentberatung. Vor seiner Tätigkeit für die 

Quadoro Investment GmbH war Michael Denk Head of Busi-

ness Development der Catella Real Estate AG KAG und im Bereich Real Estate 

Business bei UBS in München tätig.
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Klaus Kämpf ist Geschäftsführer der Sustainable Real Estate 

AG und befasst sich seit 30 Jahren beruflich mit dem Thema 
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Neubauten 
müssen künftig 
„Nullemissions-
gebäude“ sein.

Bestehende Gebäude 
mit schlechter Energie-

effizienz müssen ab 
2027 saniert werden.

 
Immobilien, die den 

künftigen Energie- und 
CO

2
-Standards nicht ent-

sprechen, werden erheb-
lich an Wert verlieren.

Die Erreichung der 
Klimaziele erfordert 

mindestens eine Ver-
dopplung der Quote 
energetischer Sanie-

rungen von Altbauten.

Die Novelle 
der EU-

Gebäuderichtlinie 
im Überblick
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